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Abonnement auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das II. Quartal 1876. 


Mit dem 1. April 1876 beginnt ein neues Quartal. 
Unterbrechung vermeiden zu können, erlauben wir uns die Bitte um 
möglich durch Poſtanweiſung. 
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vereinigte Gemeinde erwirkten Erkenntniſſes nicht im Wege. e 
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Der Geſchenurf betreffend den Schutz und die 


Ausübung der Fiſcherei. 


Fortsetzung. ) 
Regelung der Fiſchereirechte. 
8 3. 

Paragraph 3 berührt die wichtige Frage der Regelung der 
Fiſchereirechte, welche auch durch die Berathungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes und den vom Abgeordneten Schönerer geſtellten Antrag auf 
Regelung derſelben neuerdings in den Vordergrund getreten iſt. Es 
läßt ſich gar nicht verkennen und wird ſpäter noch näher erörtert wer⸗ 
den, daß eine vollſtändige Regelung der Fiſchereirechte in dem vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfe nicht beabſichtigt werden darf. Eine theil⸗ 
weiſe Regelung, inſoweit dieſelbe nämlich in das Gebiet der Reichs⸗ 
—geſetzgebung fällt, kaun aber auch ſchon durch den vorliegenden Entwurf 
erreicht werden und iſt daher ſchon wegen der Oekonomie der Geſetz⸗ 
gebung anzuſtreben; eine ſolche unterliegt auch keinen Bedenken oder 
Schwierigkeiten. Die Regierungsvorlage und der Ausſchußantrag ver⸗ 
ſuchen ſelbſt vielfach, insbeſondere im $ 3 eine ſolche Regelung, wenn 
auch nicht immer in zweckmäßiger, noch weniger aber in der ſchon jetzt 
möglichen ausgedehnten Weiſe. 

Zunächſt handelt § 3 des Entwurfes von den Fiſchereien der 
Gemeinden oder Gemeindeabtheilungen (Ortſchaften). Wie in 3 neueren 


Fiſchereigeſetzen wird für derlei Fiſchereien die Verpachtung oder Aus⸗ 
übung durch beſonders beſtellte Fiſcher vorgeſchrieben. Das Freigeben 
des Fiſchfauges iſt in einzelnen deutſchen Geſetzen ausdrücklich verboten, 
Es wäre zweckmäßig, insbeſondere mit Rückſicht auf die Strafſanction, 
ein ſolches Verbot ausdrücklich aufzunehmen. Während das preußiſche Geſetz 
den Gemeinden die Wahl zwiſchen Verpachtung und Beſtellung beſonderer 
Fiſcher freiläßt, geſtattet der öſterreichiſche Entwurf den Verwaltungs⸗ 
behörden ein Verbot der zweiten Ausübungsart, „wenn beſondere Ver⸗ 
hältniſſe obwalten, welche dies als im Intereſſe der Fiſchzucht gelegen 
erſcheinen laſſen“. Die Regierungsvorlage hat ſich zu dieſer Beſtimmung 
offenbar durch die analoge ſelbſt noch weiter gehende Beſtimmung der 
Jagdvorſchriften verleiten laſſen und dieſer Analogie iſt es auch zuzu⸗ 
ſchreiben, daß die Motive der Regierungsvorlage zu § 32 und der 
Ausſchußantrag $ 3 der Landesgeſetzgebung ſelbſt noch die näheren 
Beſtimmungen über die Art der Verpachtung vorbehalten. Das Jagd⸗ 
normale, nämlich die für ſämmtliche öſterreichiſche Länder erlaſſene und 
im Reichsgeſetze publicirte Miniſterialverordnung vom 15. December 
1852, Nr. 257 ſchreibt die Art der Verpachtung durch öffentliche Lici⸗ 
tation im Wege der politiſchen Behörde vor, und ertheilt letzterer das 
Recht der Genehmigung der Pachtverträge. Dieſe Zwangsbeſtimmungen, 
welche für die den kleinen Grundbeſitzern auf ihren Grundftücken zuge⸗ 
wieſenen Jagden aus oft erörterten jagdpolizeilichen und anderen Mo⸗ 
tiven nothwendig ſind, eignen ſich nicht für die Fiſchereien, insbeſondere 
nicht für jene der Gemeinden, deren Jutereſſe für ihre Fiſchereien am 
meiſten rege erhalten wird, wenn ihnen dieſelben ohne weitere hier 
nicht gerechtfertigte Einmengung der politiſchen Behörden zur beliebigen 
freien Verpachtung oder Ausübung durch beſtellte Fiſcher überlaſſen 
werden. Es ſpricht hiefür auch der Grund, daß für die Fiſcherei durch 
den meiſtbietenden Pächter nicht immer am beſten geſorgt wird und es der 
Gemeinde überlaſſen bleiben ſoll, durch. Verpachtung aus freier Hand 
tüchtige Fiſchzüchter für ihre Fiſchereien als Pächter zu gewinnen. Miß⸗ 
bräuche find hier weniger zu ⸗beſorgen als bei der Jagd mit ihren 
Paſſionen und Begünſtigungen. Da die allgemeinen Normen über die Be⸗ 
aufſichtigung der Gemeindevermögensgebarung vollkommen ausreichen, 
ſollte der Vorbehalt, den Landtagen hierüber weitere Normirungen zu 
überlaſſen, entfallen. Daß die durch keinerlei Eigenthümlichkeiten der 
Länder bedingte, daher auch in allen anderen Fiſchereigeſetzen ſelbſt 
für größere Staatengebiete gleichförmig geregelte Minimaldauer der 
Pachtverträge im Reichsgeſetze feſtzuſtellen ſei, damit dasſelbe ſofort ein 


ſelbſtſtändiges Ganzes werde, ift Schon im allgemeinen Theile erwähnt 
worden. 

Bedenklicher als die bisher beſprochene Beſtimmung des § 3 iſt 
die Ausdehnung des erwähnten Zwanges zur Verpachtung oder zur 
Beſtellung beſonderer Fiſcher auf „Mitglieder was immer für 
einer Gemeinſchaft von mehreren zur gleichzeitigen oder 
wechſelweiſen Ausübung der Fiſcherei berechtigten Perſonen“. 
Die Motive geben keinen Auſſchluß, was unter einer „Gemeinſchaft“ 
im Sinne des $ 3 zu verſtehen ſei. Nach der Schlußalinea der Mo⸗ 
tive Seite 11: „Ein hervorragender u. ſ. w.“ müßte man annehmen, 
daß jedes Zuſammentreffen von Berechtigungen au einer zuſammen⸗ 
hängenden, wenn auch unter mehrere Berechtigte getheilten Waſſerſtrecke 
oder Waſſerfläche eine „Gemeinſchaſt“ begründe. Ein jo weit gehender 
Zwang würde die ſelbſtſtändige Ausübung jedes einzelnen Fiſcherei⸗ 
rechtes in Seen, Flüſſen und Bächen geradezu verbieten. Aber ſelbſt 
gegenüber vielen anderen Gemeinſchaften (das Wort im gewöhnlichen 
Sinne genommen) ift ein ſolcher weitgehender Zwang nicht zu recht⸗ 
fertigen, z. B. bei Fiſcherelubs, welche in Gemeinſchaft ein oder mehrere 
Fiſchwaſſer erwerben oder pachten und den einzelnen Mitgliedern das Ver⸗ 
gnügen der Angelfiſcherei geſtatten, bei geiftfichen Corporationen, welche er- 
fahrungsgemäß ihre Fiſchwaſſer ſehr gut cultiviren, wenn ſie auch den einzel 
nen Mitgliedern das Fiſchen erlauben, ferner bei Corporationen gewerbs⸗ 
mäßiger Fiſcher, ſowie bei jenen gemeinſchaftlichen Fiſchwaſſern, bei 
welchen die Berechtigungen der verſchieden Theilhaber in anderer Weiſe 
zweckmäßig begrenzt ſind. So beſtehen berufsmäßige Fiſcher, denen das 
Fiſchereirecht nur für ihre Perſon oder für beſtimmte Gehilfen in für 

die Einzelnen räumlich nicht abgegrenzten Theilen einer und derſelben 

Waſſerſtrecke zuſteht, an einzelnen Seen in Oberöſterreich und gewiß auch 
in anderen Ländern; § 3 des Entwurfes würde denſelben die einzige 
Nahrungsquelle entziehen. Ebenda, z. B. im Mondſee, beſtehen in ſolcher 
Weiſe Berechtigungen für beſtimmte Fangmittel (1—2 Segen u. dgl.). 
Es iſt gar kein wirthſchaftlicher Grund, die Ausübung vou derlei Pri⸗ 
vatrechten durch die Zwangsbeſtimmung des 8 Z in ihrem bisherigen Beſtande 
zu verbieten. Die erwähnte Beſtimmung und jene des Schlußſatzes des § 5 
würde die Bildung und das rechtmäßige Beſtehen von Fiſcherei⸗Con⸗ 
ſortien verhindern oder ſehr erſchweren, welche zuſammen Fiſchwaſſer 
pachten oder in anderer Weiſe rechtlich erwerben, und ſich meiſtens in 
ähnlicher Weiſe wie die Jagdconſortien durch pflegliche Ausübung der 
Fiſcherei auszeichnen. 


Der Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes mochte wohl erkennen, 
daß die Regierungsvorlage im § 3 das Richtige nicht getroffen habe. 
Die Motive des Berichtes zum § 3 betonen ausdrücklich die Noth- 
wendigkeit, jeue Fälle genauer zu präciſiren, in welchen die ſelbſtſtändige 
Ausübung einer Fiſchereiberechtigung nicht alterirt werden ſoll. Allein 
die neue Faſſung, welche der Ausſchuß dem § 3 gegeben Hat, ſchießt 
noch weiter über das Ziel hinaus, als ſelbſt die Regierungsvorlage. 
Das Wort „Gemeinſchaft“ der Regierungsvorlage iſt erſetzt durch die 
Worte „mehrere einzelne Perſonen, denen die Fiſcherei in derſelben 
Waſſerfläche oder in derſelben Strecke fließenden Waſſers gemeinſam 
zuſteht“. Unter dieſe Faſſung fallen daher ebenfalls die Fiſcherclubs, die 
Mitglieder geiſtlicher Corporationen, die gewerbsmäßigen Fiſcher, die 
Berechtigungen für beſtimmte — wenn auch unſchädliche Fangmittel in 
denſelben Waſſerſtrecken u. dgl. Das Alinea 2 des $ 3 des Ausſchuß⸗ 
autrages läßt aber auch ſogar die Deutung zu, daß fließende Gewäſſer, 
welche durch ideell gezogene Linien abgetheilt ſind, nicht die Ausnahms⸗ 
begünſtigung dieſer Mlinen genießen ſollen. Bei der freiwilligen 
Verpachtung erſcheint nach Alinea 1 des Ausſchußantrages ſogar eine 
Beſchränkung auf „einen der Berechtigten“ ausgeſprochen, die Wahl 
eines fremden Pächters alſo ausgeſchloſſen. Offenbar hat der Ausſchuß 
derlei über die Regierungsvorlage hinausgehende Beſchränkungen, wie 
ſie aus dem Wortlaute ſeines Antrages zu fließen ſcheinen, nicht beab⸗ 
ſichtigt. Keineswegs aber hat er den richtigen Weg zur Beſchränkung 
culturfeindlicher Benützungsformen gefunden. 


Sowohl die Regierungsvorlage als der Ausſchußantrag haben 
durch die Gleichſtellung der Gemeinſchaftsfiſchereien mit den Gemeinde⸗ 
oder Ortſchaftsfiſchereien manche wirthſchaſtlich unſchädliche Berechtigung 
oder Nutzungsform in nicht gerechtfertigter Weiſe beſchränkt, oder die 
ſelbſtſtändige Ausübung ohne Grund aufgehoben ; dagegen haben fie andere 
culturfeindliche Berechtigungen oder Nutzungsformen, wo eine Beſchräu⸗ 
kung wirthſchaftlich norhwendig iſt, unberührt gelaſſen. 
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Es iſt begreiflich, daß die maucherlei bedenklichen Erfahrungen 
rückſichtlich vieler Gemeinſchaftsfiſchereien in ähnlicher Weiſe, wie 
bei den Gemeinſchaftswaldungen bei weniger durchdachten Geſetzent⸗ 
würfen zu einer Gleichſtellung, hier mit den Gem eindefiſchereien, 
dort mit den Gemeindewaldungen in Bezug auf geſetzliche Be⸗ 
handlung geführt haben. Erſt eine feinere Beachtung der juriſtiſchen und 
wirthſchaftlichen Verſchiedenheiten führt zur Erkenntniß, daß eine ſolche 
Gleichſtellung nicht bloß die Rechtsausübung mehr als nothwendig be⸗ 
ſchränkt, ſondern auch viele der Gemeinſchaft eigenthümliche wirthſchaft⸗ 
liche Vorzüge nicht zur Geltung kommen läßt. Statt die rückſichtlich 
der Gemeindefiſchereien berechtigten Zwangsbeſtimmungen auf alle Ge⸗ 
meinſchaftsfiſchereien auszudehnen, erſcheint es paſſender für gewiſſe 
culturfeindliche Rechtsverhältniſſe ſolche Beſchränkungen einzufuͤhren, welche 
das culturfeindliche Verhältniß beheben, ſonſt aber volle Freiheit ge⸗ 
ſtatten. 

Als ſolche unbedingt oder doch unter gewiſſen Verhältniſſen 
culturfeindliche Rechtsverhältniſſe ſind folgende zu verzeichnen: 

a) die Freifiſchereien; 
b) die gemeinen Fiſchereien; 
c) die Fiſchereien, welche ſich uur auf die halbe Breite fließender 

Gewäſſer erſtrecken; 

d) die Wechſelfiſchereien; 

e) die aus dem Uferbeſitz herrührenden Fiſchereien; 

) die Berechtigungen zur Benützung einzelner beſtimmter Fang⸗ 

mittel oder ſtändiger Fiſchereivorrichtungen; 
g) Fiſchereirechte auf fremdem Grund und Boden (Dominicalfiſchereien). 
Faſt alle dieſe culturfeindlichen Verhältniſſe ſind im Entwurfe 
völlig mit Stillſchweigen übergangen oder einer irrigen Behandlung 
unterworfen, daher eine eingehende Darſtellung nothwendig iſt. 
a) die Freifiſchereien. 

Der Entwurf läßt die verderblichſte Art der Fiſchereiberechtigungen 
unberührt, nämlich die ſogenannten „Freiwaſſer“, „Freifiſchereien“, 
welche von jedermann benützt werden dürfen. Derlei Fiſchereien 
beſtehen derzeit noch auf Grund älterer Geſetze, Gerichtsbriefe, Tai⸗ 
dingbücher in Uebung faſt in allen öſterreichiſchen Ländern. Das 
ältere Recht ſah die fließenden Gewäſſer als öffentliches Gut an und 
bezeichnete die Erwerbung von Privatrechten an ſelben als Diebſtahl. 
Auch die Fiſcherei in ſolchen Gewäſſern galt in vielen Gegenden als 
frei. Viele alte Urkunden und ſelbſt Fiſchereigeſetze, deren Giltigkeit 
anch heute noch gar nicht beſtritten werden kann, ſprechen von ſolchen 
Freifiſchereien, z. B. die oberöſterr. Fiſchereiordnung Kaiſer Rudolſs 
vom 3. Juni 1583, Codex austr. I. 354, die Salzburger Taiding⸗ 
bücher u. a. Im Bezirke Bozen gibt es den vorliegenden Berichten 
zufolge noch heute mehrere belangreiche Fiſchereien, die als freie 
Fiſchereien jedermann benützen darf; in Galizien find in einzelnen 
Urkunden die Flüſſe als „ſrei“ erklärt; in Mähren iſt die Freiheit des 
Krebsfanges in vielen fließenden Gewäffern das Reſultat einer Jahr⸗ 
hunderte alten Uebung. In Schleſien und ebenſo in Vorarlberg, wo in 
neueſter Zeit ſehr genaue Erhebungen ſtattfanden, wurden zahlreiche 
Fiſchwaſſer aufgefunden, die niemanden, auch nicht der Gemeinde als 
ſolcher gehören und wo jedermann fiſcht. 

b) die gemeinen Fiſchwaſſer. 

Neben dieſen „freien Fiſchwaſſern“ gibt es auch ſogenannte 
„gemeine Fiſchwaſſer, gemeine Fiſchereien“ wo, wie die oberöſterreichiſche 
Fiſchereiordnung ſich ausdrückt nur jene fiſchen dürfen, die in der Ge⸗ 
meinde „Wunn und Weidt, Trieb und Trad“ (Feld- und Weidege⸗ 
meinſchaft) haben. Die einen paſſen ſo wenig als die andern noch in 
unſere Zeit mit ihren ganz geänderten Culturverhältniſſen; ſolche Ber 
rechtigungen machen jeden Aufſchwung der Fiſcherei in den damit be⸗ 
laſteten Gewäſſern zur Unmöglichkeit. 

Die „freien“ Fiſchereien ſind im Geſetzentwurfe gar nicht berührt; 
die gemeinen Fiſchereien, welche allen Mitgliedern einer Gemeinde oder 
Ortſchaft zuſtehen, laſſen ſich unter § 3 der Regierungsvorlage ſub⸗ 
ſumiren; allein das hier vorgezeichnete Abhilfsmittel iſt ganz und 
gar unpaſſend und unpraktiſch. Eine Verpachtung ſolcher Fiſchereien 


oder Ausübung durch beſonders beſtellte Fiſcher für die Berechtigten 


iſt unmöglich, da das Erträgniß nicht unter die Berechtigten, d. h. unter 
„jedermann“, oder unter alle Gemeindeglieder vertheilt, überhaupt von 
den „Berechtigten“ oder für dieſelben eine Verpachtung gar nicht vor⸗ 
genommen werden kann; ebenſowenig iſt eine Ablöſung zu Gunſten 


von „Jedermann“ oder zu Gunſten aller Einwohner oder Mitglieder 
einer Gemeinde thunlich. 

Die Regelung der ad a erwähnten freien Fiſchereien hat die Re⸗ 
gierungsvorlage, wie Alinea 4, Seite 11 des Motivenberichtes aus⸗ 
drücklich ſagt, „aus Rückſichten der Zweckmäßigkeit“ (sic!) vorerſt 
unterlaſſen, „um den eigentlichen Berechtigten die Geltendmachung all⸗ 
ſälliger Rechte durch richterliche Ausſprüche möglich zu machen und, wo 
ſolches nicht geſchieht, einen Ueberblick über jene Lücken, wo keine Be⸗ 
rechtigungen beſtehen, zu gewinnen, und dann erſt zur Feſtſtellung 
der Normen zur Beſeitigung derſelben zu ſchreiten“. Der Sinn dieſer 
Motivirung iſt uns dunkel geblieben. 5 

Alle neuen Fiſchereigeſetze bezeichnen es als eine ihrer wichtigſten 
Aufgaben, der ſogenannten wilden Fiſcherei, den freien und gemeinen 
Fiſchwaſſern im Wege der Geſetzgebung ſofort ein Ende zu machen. 
Der einzig praktiſche Weg hiebei iſt derjenige, welchen auch das preu⸗ 
ßiſche Fiſchereigeſetz eingeſchlagen hat, nämlich alle Fiſchereien, welche 
bisher ohne mit einem beſtimmten Grundbeſitz verbunden zu ſein 
von jedermann, von allen Mitgliedern des Staates oder von allen 
Mitgliedern einer Gemeinde ausgeübt werden konnten, der Ge⸗ 
meinde, jene, welche allen Mitgliedern einer Ortſchaft zuſtanden, 
der Ortſchaft zuzuweiſen, und ſie auf auf dieſe Art den ſon⸗ 
ſtigen Vorſchriften für Gemeinde⸗ und Ortſchaftsfiſchereien zu unter⸗ 
werfen. Als ein Eingriff in wohlerworbene Privatrechte, welche in 
der That nicht exiſtiren und rechtlich nicht begründet werden können, 
kann ein ſolcher, übrigens durch die Culturrückſichten nothwendig ge⸗ 
wordener Vorgang wohl kaum angeſehen werden. Die Zuweiſung 
dieſer Fiſchereien an die Gemeinden und Ortſchaften würde nach einem 
ähnlichen Vorgange der preußiſchen Geſetzgebung zugleich auch eine 
andere in Oeſterreich ſonſt ſchwer durchführbare Culturmaßregel we⸗ 
ſentlich fördern, nämlich die Einführung von Schonrevieren, als 
welche vorzugsweiſe ſolche den Gemeinden durch das Geſetz zugewieſene 
Fiſchereien erklärt werden, wovon unten bei § 8 ausführlicher die Rede 
ſein wird. 

e) Fiſchereien auf halber Breite fließender Gemäjjer. 

Ein in gleicher Weiſe culturwidriges Beſitzverhältniß beſteht rück⸗ 
ſichtlich jener Fiſchereien, welche nur auf die halbe Breite eines fließen⸗ 
den Gewäſſers (linke Uferſeite, rechte Uferſeite) ſich erſtrecken. Der 
Fiſcher auf der linken Seite fängt alle Fiſche, die jener auf der rech⸗ 
ten Seite ſchont und züchtet. Auch dieſes Verhältniß kommt noch ſehr 
oft vor, weil die fließenden Gewäſſer ſehr häufig die Grenzen ſowohl 
des Grundeigenthums als der Gerichtsbezirke gebildet haben und die 
Fiſcherei häufig mit dem Grundeigenthum oder als Dominicalrecht mit 
der Gerichtsbarkeit u. dgl. verbunden war. Dieſes culturwidrige Ver⸗ 
hältniß läßt ſich ſchwer unter die Gemeinfiſchereien ſubſumiren; der Aus⸗ 
ſchußantrag ſcheidet dasſelbe ſogar ausdrücklich aus. Es iſt aber kaum 
zu bezweifeln, daß dasſelbe, wenn es auch nicht den gleichen Beſchrän⸗ 
kungen wie Gemeinfiſchereien zu unterziehen iſt, dennoch einer ſchnellen 
Regelung im Fiſchereigeſetze bedarf. 

Die Culturwidrigkeit beſteht in der getrennten Benützung. Die 
Abhilfe, welche die Geſetzgebung hier zu bringen hat, darf und ſoll 
nicht weiter gehen als es der Zweck — nämlich die Culturwidrigkeit zu 
beſeitigen, erheiſcht. Es genügt daher die Beſtimmung, daß derlei 
Fiſchereiberechtigungen auf gemeinſchaftliche Rechnung zu nützen ſeien. 
Wie dies auszuführen ſei, haben die Betheiligten ſelbſt zu beſtimmen 
und nur wenn eine Einigung nicht zu erreichen iſt, hat die Verwal⸗ 
tungsbehörde zu entſcheiden. 3 

Die Beſtimmung iſt auf fließende Gewäſſer zu beſchränken; bei 
ſtehenden, z. B. Seen, iſt das Gebiet in der Regel ſo groß, daß die 
Trennung unſchädlich wird. Unter beſonderen Umſtänden, z. B. bei 
großen Strömen (Donau) kaun die Verwaltungsbehörde Ausnahmen 
bewilligen. 

d) Wechſelfiſchereien. 

„Ganz gleichartige Verhältniſſe walten ob bezüglich der Wechſel⸗ 
fiſchereien, welche in vielen Ländern, insbeſondere in Krain, Steier⸗ 
mark, ausnahmsweiſe auch in Ober⸗Oeſterreich, vorkommen. Sie werden 
von den Fiſchkundigen als „Raub und Ausrottungsfiſchereien“ bezeichnet. 
Auch hier genügt als Abhilfe die Verpflichtung zur Benützung auf 
gemeinſchaftliche Rechnung und ſind auch hier Ausnahmen zuzulaſſen. 

Die Verpflichtung, welche der Entwurf im 8 3 auferlegt, näm⸗ 
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lich die unbedingte Verpachtung gleich mit den übrigen Fiſchereien 


88 3 und 4 ſchießt über das Ziel hinaus. 

Die Tertivnng „einer Gemeinſchaft von mehreren, zur wechſelſei⸗ 
tigen Benützung berechtigten Perſonen“ kennzeichnet nicht ſcharf genug 
den Charakter von derlei Berechtigungen; beſſer ift es zu ſagen: Fiſchereien, 
welche mehreren Berechtigten in demſelben Fiſchwaſſer wechſelweiſe nach⸗ 
einander zu ſtehen (Wechſelfiſchereien). 

(Forſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Der Umſtand, daß eine früher vereint geweſene Gemeinde in zwei 
ſelbſtſtändige Gemeinden geſondert worden iſt, ſteht der Führung 
der Execution auf einem dieſen Gemeinden gehörigen Grundſtücke 
auf Grund eines noch gegen die vereinigte Gemeinde erwirkten Er⸗ 
kenntniſſes nicht im Wege. 


Ueber Anſuchen der Fürſtin Stefanie R. hat das k. k. K. G. in 
Jungbunzlau mit Beſcheid vom 23. Oct. 1875, Z. 6334, auf Grund 
des wider die früher vereinigte, gegenwärtig aber in zwei beſondere 
Gemeinden getrennte Gemeinde V. — L. erfloſſenen rechtskräftigen Urtheils 
vom 20. März 1874, Z. 1695, zur Hereinbringung der mit demſelben 
erfiegten Forderung von 200 fl. ſ. N. G. die Einverleibung des exe⸗ 
cutiven Pfandrechtes auf den, der Gemeinde L. gehörigen Grundſtücken 
bewilligt. 

Ueber den Recurs der letztgenannten Gemeinde hat aber das k. k. 
böhm. O. L. Gericht mit Entſcheidung vom 13. Mai 1875, 3. 12394, 
den erſtrichterlichen Beſcheid abgeändert und die Bittſtellerin mit ihrem 
Executionsgeſuche abgewieſen. Denn das Urtheil iſt wider die Gemeinde 
V. —L. erfloſſen. Aus der Note der k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom 
6. Mai 1875, 3. 1151, geht aber hervor, daß die Ortſchaften V. und 
L. zwar nach dem joſefiniſchen Kataſter und nach der Bezirkseintheilung 
v. J. 1854 eine Kataſtralgemeinde bildeten, daß aber, mit dem Geſetze 
vom 7. December 1869, Nr. 147 L. G. Bl., die Trennung dieſer zwei 
Gemeinden und die Conſtituirung zu ſelbſtſtändigen Gemeinden ſanctionirt 
wurde, und daß die Angelobung des Gemeindevorſtehers von der aus 
dem Gemeindeverbande mit V. ausgetretenen Gemeinde L. am 16. Febr. 
1871 ſtattgefunden habe. 

Zufolge Berichtes des k. k. B. G. Benatek beſitzt ſowohl die 
Gemeinde L. als auch die Gemeinde V. ein ſelbſtſtändiges bücherliches 
Vermögen, weßhalb ſich auch das vorliegende nur gegen die Gemeinde 
L. gerichtete Executionsgeſuch umſomehr als unſtatthaft herausſtellt, als 
in dem, demſelben zu Grunde liegenden Urtheile die Verpflichtung zur 
ſolidariſchen Zahlung der eingeklagten Forderung nicht ausgeſprochen iſt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
10. Auguſt 1875, 8. 8719, dem Reviſionsrecurſe der Fürſtin R. 
ſtattzugeben und in der Erwägung, daß das Urtheil wider die nunmehr 
ſelbſtſtändige Gemeinde L. rechtskräftig geworden und daher auch exe⸗ 
cutionsfähig geworden iſt und der Umſtand, daß die früher vereint 
geweſene Gemeinde V. in zwei Gemeinden geſondert wurde, den Rechten 
ihrer Gläubiger nicht nachtheilig ſein kann, mit Abänderung der oberſt⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung den erſtrichterlichen Beſcheid zu beſtätigen 
befunden. Ger. H. 
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Berordnung. 


Erlaß des Miniſters des Junern vom 29. Jänner 1876, 3. 18645, betreffend 
Ueberwachung des Gebahrens der Spareaſſen. 


Mehrfache in letzterer Zeit conſtatirte. Fälle ſtatutenwidrigen Gebahrens 
bei Sparcaſſen, namentlich bei Gemeinde⸗Sparcaſſen, veranlaſſen mich, Hochdie⸗ 
ſelben zu erſuchen, die landesfürſtlichen Commiſſäre bei allen, im dortigen Ver⸗ 
waltungsgebiete befindlichen Sparcaſſen auf das Eindringlichſte an die pünktliche 
Erfüllung ihrer diesfälligen Pflichten zu mahnen, ſelbe auf die ihnen obliegende 
große Verantwortung aufmerkſam zu machen und bei vorkommenden Ordnungs⸗ 
widrigkeiten zur ſtrengen Rechtfertigung zu ziehen. Auch wollen Hochdieſelben 
darauf bedacht ſein, daß von Zeit zu Zeit, ſelbſt ohne ſpeciellen Anlaß, einzelne 
Sparcaſſen einer eingehenden Prüfung und Unterſuchung ihres Standes und 
ihrer geſammten Gebahrung und zwar, inſoferne es nothwendig befunden werden 
ſollte, unter Zuziehung eines tüchtigen hiezu ſpeciell qualificirten Rechnungs⸗ 
beamten in einer, ihren Credit nicht ſchädigenden Weiſe unterzogen und die Re⸗ 
ſultate einer ſolchen Unterſuchung der k. k. Statthalterei vorgelegt werden. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Ackerbauminiſterium Franz 
v. Frieſe den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Baurath der k. k. Seebehörde in Trieſt Her⸗ 
mann Breidenſtein zum Oberbaurathe dieſer Behörde ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Eiſenbahn Baudirector Rudolf Manega in 
Bukareſt das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 0 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen Director der Auſſig⸗Teplitzer Eiſen⸗ 
bahn Stadtrath Franz Diettrich in Teplitz das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Chriſtian Ritter d'El vert anläßlich 
feines Rücktrittes als Bürgermeiſter in Brünn die a. h. Anerkennung bekannt⸗ 
geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Ruſtſchuck 
in Verwendung ſtehenden k. und k. Kanzliſten Abraham Canetti das goldene 
Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 


Kanzlei⸗Officialsſtelle in der zehuten und eine Kanzliſteuſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe, bis 26. April. (Amtsbl. Nr. 68.) 

Material⸗Rechnungsführersſtelle im Status der Salinen⸗Verwaltungen in 
den Alpenländern, eventuell mit dem Dienſtorte in Ebenſee in der zehnten Rangs⸗ 
elaſſe, mit Naturalwohnung, Salz⸗ und Holz⸗Deputat gegen Eaution, bis Mitte 

[ April. (Amtsbl. Nr. 69.) 
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